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�Wünsch dir was!�. Es ist doch billig, neben einem all-
gemeinen Bekenntnis zur Jagd die verschiedenen Ak-
teure zum Handeln aufzufordern, aber keinerlei eigenen
Handlungswillen zu zeigen. Die Verantwortung für wald-
angepasste Wilddichten lediglich auf Dritte abzuschie-
ben, zeugt schlicht von mangelndem Gestaltungswillen
oder auch von mangelndem Gestaltungsvermögen. Aber
das ist bei dieser Regierung auch nichts Neues.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind wir ja gewohnt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit Jahren erleben
wir einen waldpolitischen Stillstand. Es wird Zeit, dass
dieser durch waldpolitische und holzwirtschaftliche Tat-
kraft abgelöst wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat der Kollege Josef Göppel von der CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Josef Göppel (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der

wichtigste Satz der Waldstrategie steht in Kapitel 3.3,
dass nämlich die Holzernte maximal bis zur Höhe des
durchschnittlichen jährlichen Gesamtzuwachses gestei-
gert werden darf. Es steht noch dort: �Der Wald soll als
CO2-Senke erhalten bleiben.� Das ist die richtige Ant-
wort auf die Diskussion, die es jetzt in Deutschland gibt,
wonach man mehr Holz einschlagen müsse, damit mehr
junge Bäume gepflanzt werden könnten und mehr Koh-
lenstoff gespeichert werden könne. An dieser Diskussion
sind zwei Dinge falsch. Von dem Holz, das wir einschla-
gen, wird nur ein Drittel dauerhaft in Bauwerken und
Möbeln verarbeitet,

(Cornelia Behm [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! Zu wenig!)

zwei Drittel werden kurzfristig verwertet. Der andere
Punkt ist, dass ein junger Wald etwa zwei Jahrzehnte
braucht, bis er anfängt, nennenswert Kohlenstoff zu
speichern. Deswegen ist diese Festlegung der Waldstra-
tegie eine zukunftsweisende politische Entscheidung.
Ich halte das für richtig und für gut.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben in Kapitel 3.2 Aussagen zu den Fachkräf-
ten. Das ist in der Diskussion schon mehrfach erwähnt
worden. Es heißt dort, dass eine Mindestpräsenz gut aus-
gebildeter Fachkräfte nicht unterschritten werden darf
und dass der öffentliche Waldbesitz hier eine besondere
Verantwortung trägt. Wir mussten erleben, dass in fast
allen Landeswaldungen in den letzten fünf Jahren Fach-
kräfte massiv abgebaut wurden. Wenn aber die Förster
und die Waldarbeiter aufgrund der Übergröße des Re-
viers ihren Wald gar nicht mehr kennen, mehr Zeit im
Auto als im Wald verbringen und anhand von Luftbild-
karten die Entscheidungen treffen müssen, dann ist die

Nachhaltigkeit gefährdet. Deswegen finde ich die Aus-
sage zu den qualifizierten Fachkräften und einer Höchst-
größe der Reviere auch so wichtig.

Es ist auch die Rede vom kleinen Privatwald, der
noch viele Holzreserven hat. Die Waldstrategie sagt
dazu, dass die Beratungsleistungen im kleinen Privat-
wald eine Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge
sind und deswegen ausgebaut werden müssen. Ich frage
mich, wie die Oppositionsabgeordneten dazu kommen,
zu sagen, hier würden keine zukunftsweisenden Festle-
gungen getroffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Waldstrategie greift die entscheidenden Themen auf.

Es gibt eine Diskussion über die 5 Prozent Natur-
schutzflächen. Auf der anderen Seite sagen Förster und
Waldbesitzer, im Wald seien Nutzung und Schutz auf
gleicher Fläche möglich. Aufgrund meiner 30-jährigen
beruflichen Tätigkeit als Förster halte auch ich das für
möglich. Gleichzeitig muss man sagen: Wer das in An-
spruch nimmt, der muss auch dafür sorgen, dass qualifi-
zierte Fachkräfte ihren Wald so gut kennen, dass sie Nut-
zung und Schutz tatsächlich vereinbaren können.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE
LINKE])

Das betrifft den Punkt, den ich schon erwähnte: die Min-
destpräsenz qualifizierter Fachkräfte.

Die Strategie der Bundesregierung zur biologischen
Vielfalt gilt auch für den Wald. Deswegen ist diese
5-Prozent-Diskussion müßig. Sie wird übrigens mögli-
cherweise ein überraschendes Ergebnis haben: Einige
Landesforstverwaltungen haben bereits nach Aus-
gleichsflächen für Windräder im Staatswald gesucht,
und siehe da: Die Expertisen, die man angefertigt hat,
besagen, dass Flächen in einer Größenordnung von
4 oder 5 Prozent der Fläche des Waldes als Ausgleich für
Windräder im Wald möglich sind. Angesichts dessen
sind die Festlegungen, die in der jetzt gültigen Waldstra-
tegie verankert sind, als gute Lösung des Naturschutz-
problems anzusehen.

Die Forstwirtschaft muss immer so betrieben werden:
aufmerksam auf die Natur schauen, behutsam mit der
Natur umgehen, aber wirtschaftlich denken; auch das ge-
hört dazu. Das zusammen macht die Nachhaltigkeit aus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat der Kollege Ulrich Kelber von der SPD-

Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Ulrich Kelber (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Es ist richtig: Wenn man über eine Waldstrategie
spricht, dann spricht man über eine Nachhaltigkeitsstra-
tegie. Frau Kollegin Happach-Kasan hat zu Recht darauf
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hingewiesen, dass dieser Begriff in der Forstwirtschaft
entstanden ist. Es war mit Georg Ludwig Hartig einer
der berühmtesten deutschen Forstwissenschaftler, der
1804 etwas zur Menge geschrieben hat � ich zitiere �:

Es läßt sich keine dauerhafte Forstwirtschaft den-
ken und erwarten, wenn die Holzabgabe aus den
Wäldern nicht auf Nachhaltigkeit berechnet ist.

Er ist aber auch auf die anderen Leistungen des Waldes,
die dieser für die Gesellschaft bereitstellt, eingegangen.
Noch einmal ein Zitat:

� doch so zu benutzen suchen, daß die Nachkom-
menschaft wenigstens ebenso viel Vorteil daraus
ziehen kann, als sich die jetzt lebende Generation
zueignet.

Das ist eine klare Definition des Begriffs, eine Erkennt-
nis, die in Deutschland nachher nicht immer befolgt
wurde � das sehen wir an Schäden im Wald �, und eine
Erkenntnis, die aufgrund des wachsenden Nutzungs-
drucks auf den Wald wiederum gefährdet ist.

Die weiteren Lebensgrundlagen � neben der reinen
Bereitstellung von Holzmaterial � haben einige Redne-
rinnen und Redner schon angesprochen. Umso wichtiger
ist es, eine Waldstrategie nicht so anzulegen, dass der
Wald nur zu einem Holzlieferanten degradiert wird. Wir
haben in diesem Plenum und auch in den entsprechenden
Ausschüssen oft schnell Einigkeit im Hinblick auf den
internationalen Klimaschutz, sei es beim Schutz der Re-
genwälder oder sei es beim Schutz der Wälder Kanadas
und Russlands. Eine kleine Ausnahme ist im Augenblick
sicherlich die Frage des Schutzes des Yasuní-Regenwal-
des. Dazu haben wir zwar als Parlament einheitliche Be-
schlüsse gefasst, aber ein Mitglied der Bundesregierung,
das nicht anwesend ist, ist der Meinung, diese Be-
schlüsse nicht umsetzen zu müssen,

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Ich
glaube, er hat recht!)

wodurch eine der wichtigsten Schutzmaßnahmen gefähr-
det wird.

(Beifall bei der SPD)

Die Maßnahmen, die wir anderen Ländern zum
Schutz von Wäldern empfehlen, das, was wir ihnen emp-
fehlen, wie nachhaltige Waldnutzung aussieht, das muss
doch auch für unsere heimischen Wälder gelten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deswegen müssen wir diese Maßstäbe festschreiben und
dürfen sie nicht nur der Gutmütigkeit des Einzelnen
überlassen. Ich glaube, dass die große Mehrheit der
Waldbauern möchte, dass wir das, was sie bereits tun,
festschreiben, damit alle so handeln müssen, auch dieje-
nigen, die nicht aus der gleichen Tradition nachhaltiger
Waldnutzung kommen.

Was ist unsere Kritik an der Waldstrategie der Bun-
desregierung? Ich greife vier Jahre zurück, nämlich zu
der von CDU/CSU und SPD gemeinsam verfassten na-
tionalen Biodiversitätsstrategie, die durchaus eine ganze

Menge Lob bekommen hat, auch aus der Community he-
raus, für konkrete Qualitäts- und Handlungsziele mit ge-
nauen Zieljahren und konkrete Maßnahmen zur Errei-
chung dieser Ziele. Umso erstaunter sind wir, dass einige
dieser Maßnahmen heute nur noch Lippenbekenntnisse
sind und nicht mehr umgesetzt werden.

Ein Beispiel � das ist heute offensichtlich geworden �
ist die Frage der 5-Prozent-Regelung bezüglich naturbe-
lassenen Waldes. Die Vertreter des Ministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, die
diese Nachhaltigkeitsstrategie damals mitentwickelt ha-
ben, stellen dies heute als Fehler dar. Der erste Redner
von der CDU/CSU, der Kollege Caesar, hat ebenfalls ge-
sagt, dass er dies nicht unterstützt. Insofern bin ich dank-
bar, zu sehen, dass es auch innerhalb von Schwarz-Gelb
dazu unterschiedliche Ansichten gibt. Die Verjüngung
des Waldes, der Artenreichtum und die Vielfalt sind auf
solche Naturwaldzellen, auf solche Urwaldzellen ange-
wiesen. Sie stellen eine besondere Bedeutung unserer
heimischen Wälder dar.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dies als Stilllegung, also mit einem Begriff aus der in-
tensiven Nutzung von Ackerflächen, zu diffamieren,
zeigt, dass man den Wald zu einem reinen Holzlieferan-
ten degradieren möchte. Das wäre ein großer Fehler.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir brauchen verbindliche Vorgaben für eine nach-
haltige Waldbewirtschaftung. Wir müssen große Kahl-
schläge verbieten.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Die sind
verboten!)

Wir müssen dafür sorgen, dass neuartige Erntemaschi-
nen den Wald nicht inklusive der Wurzeln leerfegen kön-
nen. Darüber hinaus müssen wir die Wiederaufforstung
mit heimischen Baumarten festschreiben.

Der Einsatz für Regenwälder ist die Kür des Natur-
schutzes, der Einsatz für eine nachhaltige Politik für die
heimischen Wälder ist die Pflicht, und dahin muss
Schwarz-Gelb zurückkehren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP]: Da sind wir schon lange!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Als letztem Redner zu diesem Tagesordnungspunkt
erteile ich das Wort dem Kollegen Alois Gerig von der
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Alois Gerig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Meine sehr verehrten Gäste! Ich möchte ein-
gangs meiner Freude darüber Ausdruck geben, dass wir


